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Gültige Fassung   Fassung nach Änderung  
(Änderungen sind fett gedruckt) 

(Stand 07. März 2016) 
Landesgesetz über den Brandschutz, 

die Allgemeine Hilfe und den Katastrophen-
schutz 

(Brand- und Katastrophenschutzgesetz - 
LBKG -) 

Vom 2. November 1981 
 

 
§§ 1 bis 8 

 
 
 

§ 9 
Aufstellung der Gemeindefeuerwehren 

(1) In Städten mit mehr als 90 000 Einwoh-
nern muss die Feuerwehr Einheiten aus 
hauptamtlichen Feuerwehrangehörigen (Be-
rufsfeuerwehr) umfassen. Soweit erforderlich, 
kann sie durch Einheiten aus ehrenamtlichen 
Feuerwehrangehörigen (Freiwillige Feuer-
wehr) ergänzt werden. 

(2) Andere Gemeinden können eine Berufs-
feuerwehr aufstellen. Bildung und Auflösung 
der Berufsfeuerwehr sind der Aufsichts- und 
Dienstleistungsdirektion vorher anzuzeigen. 
Diese kann nach Anhörung des Gemeinde-
rats die Aufstellung einer Berufsfeuerwehr 
anordnen, wenn dies in einer Gemeinde 
durch die Ansiedlung besonders brand- oder 
explosionsgefährlicher Betriebe, die Art der 
Bebauung oder wegen anderer besonderer 
Gefahren erforderlich ist. 

(3) In Gemeinden ohne Berufsfeuerwehr ist 
eine freiwillige Feuerwehr aufzustellen. So-
weit Freiwillige hierfür nicht zur Verfügung 
stehen, sind die erforderlichen Personen zum 
ehrenamtlichen Feuerwehrdienst nach § 12 
heranzuziehen. Für besondere Aufgaben 
können hauptamtliche Bedienstete eingestellt 
werden. Die Aufsichts- und Dienstleistungsdi-
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rektion kann in besonderen Fällen die Ein-
stellung hauptamtlicher Bediensteter anord-
nen. 

(4) Die Feuerwehren verwenden die ge-
normte oder von dem für den Brand- und 
Katastrophenschutz zuständigen Ministerium 
oder durch von ihm bestimmte Stellen zu-
gelassene oder anerkannte Ausrüstung. 

(5) Zur Förderung des Feuerwehrgedankens 
können Vereine oder Verbände gebildet wer-
den. Sie dürfen keinen Namen führen, der zu 
einer Verwechslung mit der Feuerwehr als 
gemeindlicher Einrichtung führen kann. 

(6) Innerhalb der Feuerwehren können Ju-
gendfeuerwehren gebildet werden; deren 
Angehörige sollen das 10. Lebensjahr voll-
endet haben. Unabhängig davon können 
Vorbereitungsgruppen für die Jugendfeuer-
wehren mit Zustimmung des Trägers der 
Feuerwehr gegründet werden. Mitglieder 
können Kinder zwischen sechs und zehn 
Jahren sein. Die Bildung von Jugendfeuer-
wehren und ihrer Vorbereitungsgruppen soll 
gefördert werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 10 
Angehörige der Gemeindefeuerwehren 

Die Feuerwehrangehörigen sind hauptamtlich 
oder ehrenamtlich tätig. Sie sollen nicht 
gleichzeitig aktives Mitglied anderer Organi-
sationen oder Einrichtungen sein, die neben 
der Feuerwehr eingesetzt werden können. 

 
 
 
 
 

 

 

 

unverändert 
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(7) Innerhalb der Feuerwehren können 
Alters- und Ehrenabteilungen gebildet 
werden. Die Angehörigen der Alters- und 
Ehrenabteilungen können mit Zustim-
mung des Bürgermeisters, die jederzeit 
widerruflich ist, an Übungen teilnehmen 
und im Einzelfall zu Einsätzen herangezo-
gen werden, soweit sie die hierfür erfor-
derlichen gesundheitlichen, körperlichen 
und fachlichen Anforderungen erfüllen 
oder durch angemessene Vorkehrungen 
ein entsprechender Ausgleich erreicht 
werden kann. § 13 Abs. 1 bis 11 und § 30 
Abs. 1 gelten entsprechend. 
 

§ 10 
Angehörige der Gemeindefeuerwehren 

Die Feuerwehrangehörigen sind hauptamtlich 
oder ehrenamtlich tätig. Sie können gleich-
zeitig aktives Mitglied anderer Feuer-
wehreinheiten sowie von Organisationen 
oder Einrichtungen sein, die neben der 
Feuerwehr eingesetzt werden, wenn zwi-
schen den Aufgabenträgern und Hilfsor-
ganisationen abgestimmt wird, welcher 
Dienst im Konfliktfall vorgeht. 
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§ 11 
Hauptamtliche Feuerwehrangehörige 

(1) Die Angehörigen des Einsatzdienstes der 
Berufsfeuerwehr müssen Beamte sein. 
Hauptamtliche Angehörige der freiwilligen 
Feuerwehr sollen Beamte sein, wenn ihre 
Aufgaben denjenigen der Angehörigen des 
Einsatzdienstes der Berufsfeuerwehr ent-
sprechen; auf sie findet § 117 LBG entspre-
chende Anwendung. 

(2) Für hauptamtliche Angehörige der freiwil-
ligen Feuerwehr, die nicht Beamte sind, en-
det der Einsatzdienst mit Vollendung des 60. 
Lebensjahres. 

 

§ 12 
Aufnahme, Heranziehung, Verpflichtung 

 und Entpflichtung der ehrenamtlichen Feu-
erwehrangehörigen 

(1) In den ehrenamtlichen Feuerwehrdienst 
sind nur Personen aufzunehmen, die das 16. 
Lebensjahr vollendet haben. Der ehrenamtli-
che Feuerwehrdienst endet mit dem vollen-
deten 63. Lebensjahr; ab dem vollendeten 
60. Lebensjahr kann der ehrenamtliche Feu-
erwehrangehörige durch schriftliche Erklä-
rung gegenüber dem Bürgermeister den 
Feuerwehrdienst mit sofortiger Wirkung be-
enden, ohne dass es einer Entpflichtung be-
darf. 

(2) Alle Einwohner vom vollendeten 18. bis 
zum vollendeten 60. Lebensjahr können zum 
ehrenamtlichen Dienst in der Gemein-
defeuerwehr herangezogen werden. Aus-
genommen sind Personen, deren Freistellung 
im öffentlichen Interesse liegt, und An-
gehörige der Organisationen und Einrichtun-
gen im Sinne des § 10 Satz 2, soweit der 
Dienst in diesen Organisationen und Einrich-
tungen von dem für den Brand- und Kata-
strophenschutz zuständigen Ministerium als 
Ersatz für den Feuerwehrdienst anerkannt 
worden ist. Die Heranziehung ist nur bis zur 
Dauer von zehn Jahren möglich. 

(3) Die Aufnahme und die Heranziehung er-
folgen auf Vorschlag des Wehrleiters, bei 
Feuerwehreinheiten in Ortsgemeinden auf 
Vorschlag des Wehrführers im Benehmen mit 
dem Ortsbürgermeister durch den Bür-
germeister. Der Bürgermeister verpflichtet die 
Feuerwehrangehörigen durch Handschlag 
zur ordnungsgemäßen Erfüllung ihrer Aufga-
ben. 

 
 
 
unverändert 
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(4) Die für den Feuerwehrdienst erforderliche 
geistige und körperliche Einsatzfähigkeit ist 
durch ein ärztliches Attest nachzuweisen. Die 
ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen dür-
fen nur Einsatzdienst leisten, wenn sie hierzu 
geistig und körperlich in der Lage sind. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(5) Der Bürgermeister kann die ehrenamt-
lichen Feuerwehrangehörigen aus wichtigem 
Grund nach Anhörung des Wehrleiters, in 
Ortsgemeinden auch des Ortsbürgermeisters 
und des Wehrführers, entpflichten; mit der 
Entpflichtung endet die Zugehörigkeit zur 
Feuerwehr.  

 

 

 

 

 

 

§ 13 
Rechtsstellung der ehrenamtlichen Feuer-

wehrangehörigen 

Die ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen 
nehmen ein öffentliches Ehrenamt für die 
Gemeinde wahr. Sie haben an angeordneten 
oder genehmigten Einsätzen, Übungen, 
Lehrgängen und sonstigen Veranstaltungen 
der Feuerwehr teilzunehmen und den dort 
ergangenen Weisungen nachzukommen. Die 
§§ 20 und 21 der Gemeindeordnung (GemO) 
in der Fassung vom 31. Januar 1994 (GVBl. 
S. 153, BS 2020-1) in der jeweils geltenden 
Fassung gelten entsprechend; für Feuer-
wehrangehörige, die zu Ehrenbeamten er-
nannt werden, gelten anstelle der §§ 20 und 
21 GemO die Vorschriften des Beamten-
rechts. 

 

 

(4) Die für den Feuerwehrdienst erforder-
liche grundsätzliche Eignung ist zu prü-
fen; Bewerber müssen vor allem für die 
Übernahme des Ehrenamts persönlich 
geeignet sein. Die für die vorgesehene 
Verwendung erforderliche körperliche und 
geistige Eignung ist durch ein ärztliches 
Attest nachzuweisen; Menschen mit kör-
perlichen, seelischen oder geistigen Be-
einträchtigungen dürfen mit Zustimmung 
des Bürgermeisters in der Feuerwehr 
mitwirken, wenn sie für die vorgesehene 
Tätigkeit geeignet sind. Die ehrenamtli-
chen Feuerwehrangehörigen dürfen nur 
Einsatzdienst in Gefahrenbereichen leis-
ten, wenn sie hierzu fachlich und körper-
lich in der Lage sind. 
 
 

unverändert 

 
 
(6) Der Bürgermeister oder ein Beauftrag-
ter kann einen ehrenamtlichen Feuer-
wehrangehörigen auf Antrag insbesonde-
re aus beruflichen, gesundheitlichen oder 
familiären Gründen vorübergehend von 
seinen Dienstpflichten nach § 13 Abs. 1 
Satz 2 entbinden. 
 

§ 13 
Rechtsstellung der ehrenamtlichen Feuer-
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(2) Die ehrenamtlichen Feuerwehrange-
hörigen dürfen durch ihren Dienst in der Feu-
erwehr keine unzumutbaren Nachteile, ins-
besondere keine Nachteile im Arbeits- oder 
Dienstverhältnis, erleiden; § 18 a Abs. 2 Ge-
mO gilt entsprechend. Während der Dauer 
der Teilnahme an Einsätzen, Übungen, Lehr-
gängen oder sonstigen Veranstaltungen der 
Feuerwehr auf Anforderung der Gemeinde, 
bei Einsätzen auch während der zur Wieder-
herstellung der Arbeitsfähigkeit notwendigen 
Zeit, entfällt für die ehrenamtlichen Feuer-
wehrangehörigen die Pflicht zur Arbeitsleis-
tung. Die Arbeitgeber sind verpflichtet, für 
diesen Zeitraum Arbeitsentgelte einschließ-
lich aller Nebenleistungen, Zulagen und Ar-
beitgeberbeiträge zur Sozialversicherung und 
zur Bundesagentur für Arbeit sowie aller frei-
willigen Arbeitgeberleistungen fortzugewäh-
ren, die ohne die Ausfallzeiten üblicherweise 
erzielt worden wären. Privaten Arbeitgebern 
werden die Beträge auf Antrag durch die 
Gemeinde ersetzt; öffentliche Arbeitgeber 
haben keinen Erstattungsanspruch. Satz 4 
gilt entsprechend für Leistungen nach dem 
Entgeltfortzahlungsgesetz vom 26. Mai 1994 
(BGBl. I S. 1014 – 1065 - ) in der jeweils gel-
tenden Fassung, wenn die Arbeitsunfähigkeit 
auf den Dienst in der Feuerwehr zurückzu-
führen ist. 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(2) Die ehrenamtlichen Feuerwehrange-
hörigen dürfen durch ihren Dienst in der 
Feuerwehr keine unzumutbaren Nachteile, 
insbesondere keine Nachteile im Arbeits- 
oder Dienstverhältnis sowie in der Sozial- 
und Arbeitslosenversicherung erleiden; 
§ 18 a Abs. 2 GemO gilt entsprechend. 
Während der Dauer der Teilnahme an 
Einsätzen, Übungen, Lehrgängen oder 
sonstigen Veranstaltungen der Feuerwehr 
auf Anforderung der Gemeinde, bei Ein-
sätzen auch während der zur Wiederher-
stellung der Arbeitsfähigkeit notwendigen 
Zeit, entfällt für die ehrenamtlichen Feu-
erwehrangehörigen die Pflicht zur Arbeits-
leistung. Die Arbeitgeber sind verpflichtet, 
für diesen Zeitraum Arbeitsentgelte ein-
schließlich aller Nebenleistungen, Zula-
gen und Arbeitgeberbeiträge zur Sozial-
versicherung und zur Bundesagentur für 
Arbeit sowie aller freiwilligen Arbeit-
geberleistungen einschließlich anteiliger 
Gewinnbeteiligungen, sonstiger Gratifika-
tionen und Beiträgen für eine betriebliche 
Altersversorgung fortzugewähren, die 
ohne die Ausfallzeiten üblicherweise er-
zielt worden wären. Privaten Arbeitgebern 
werden die aufgrund gesetzlicher oder 
vertraglicher Verpflichtung sowie freiwillig 
gezahlten Beträge auf Antrag durch die 
Gemeinde ersetzt; öffentliche Arbeitgeber 
haben keinen Erstattungsanspruch. Satz 4 
gilt entsprechend für Leistungen nach 
dem Entgeltfortzahlungsgesetz vom 26. 
Mai 1994 (BGBl. I S. 1014 – 1065 - ) in der 
jeweils geltenden Fassung und andere 
Leistungen im Sinne des Satzes 3, wenn 
die Arbeitsunfähigkeit auf den Dienst in 
der Feuerwehr zurückzuführen ist. Anträ-
ge nach Satz 4 und 5 sind innerhalb von 
sechs Monaten nach Beendigung der 
Freistellung zu stellen; bei einer über 
sechs Monate hinaus andauernden Ar-
beitsunfähigkeit ist der Antrag unverzüg-
lich nach Beendigung der Arbeitsunfähig-
keit zu stellen. Kann der ehrenamtliche 
Feuerwehrangehörige als Arbeitnehmer 
aufgrund gesetzlicher Vorschriften von 
einem Dritten Schadensersatz wegen des 
Verdienstausfalls beanspruchen, der ihm 
durch die Arbeitsunfähigkeit entstanden 
ist, ist die Gemeinde zur Erstattung nach 
Satz 4 und 5 nur verpflichtet, wenn ihr der 
Arbeitgeber diesen Anspruch in demsel-
ben Umfang abtritt, in dem er kraft Geset-
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(3) Wird ein ehrenamtlicher Feuerwehrange-
höriger für die Dauer eines Arbeitstages von 
der Arbeit freigestellt, wird bei feststehender 
Arbeitszeit die auf diesen Arbeitstag entfal-
lende Arbeitszeit, bei gleitender Arbeitszeit 
die für den jeweiligen Arbeitstag geltende 
Kernarbeitszeit angerechnet. Abweichend 
von Satz 1 ist bei gleitender Arbeitszeit die 
auf diesen Tag entfallende durchschnittliche 
Arbeitszeit anzurechnen, wenn der ehrenamt-
liche Feuerwehrangehörige den Zeitpunkt für 
die Ausübung des Ehrenamts nicht selbst 
bestimmen kann. Beträgt die Dauer der not-
wendigen Abwesenheit keinen ganzen Ar-
beitstag, gilt Satz 2 entsprechend, wenn die 
Dauer der durch den Feuerwehrdienst verur-
sachten Abwesenheit mehr als zwei Stunden 
beträgt und die Arbeitsaufnahme anschlie-
ßend nicht mehr zumutbar ist; Entsprechen-
des gilt, wenn die Arbeit wegen der Teilnah-
me an Einsätzen, Übungen, Lehrgängen o-
der sonstigen Veranstaltungen der Feuer-
wehr auf Anforderung der Gemeinde, bei 
Einsätzen auch wegen der zur Wiederherstel-
lung der Arbeitsfähigkeit notwendigen zeit, 
verspätet aufgenommen wird. 

 

 
(4) Die Absätze 2 und 3 gelten für Landesbe-
amte mit folgenden Maßgaben entsprechend: 

1. für Landesbeamte, die im Hauptamt Auf-

zes oder Vertrages auf ihn übergegangen 
oder von dem Arbeitnehmer an ihn abzu-
treten ist; der Forderungsübergang kann 
nicht zum Nachteil des Arbeitnehmers 
geltend gemacht werden. 
(3) Entstehen dem ehrenamtlichen Feuer-
wehrangehörigen wegen der Ausfallzeiten 
Nachteile, die der Arbeitgeber nicht aus-
gleichen kann, insbesondere beim Wegfall 
der Steuerfreiheit der Zuschläge für Sonn-
tags-, Feiertags- oder Nachtarbeit, hat die 
Gemeinde auf Antrag die glaubhaft ge-
machten Ausfallbeträge zu ersetzen. Eh-
renamtlichen Feuerwehrangehörigen, de-
nen durch den Dienst in der Feuerwehr 
Leistungen der Bundesagentur für Arbeit 
oder anderer Versicherungsträger, Sozi-
alhilfe oder sonstige Unterstützung oder 
Bezüge aus öffentlichen Mitteln entgehen, 
hat die Gemeinde auf Antrag die glaubhaft 
gemachten Ausfallbeträge zu ersetzen. 
(4) Wird ein ehrenamtlicher Feuerwehrange-
höriger für die Dauer eines Arbeitstages von 
der Arbeit freigestellt, wird bei feststehender 
Arbeitszeit die auf diesen Arbeitstag entfal-
lende Arbeitszeit, bei gleitender Arbeitszeit 
die für den jeweiligen Arbeitstag geltende 
Kernarbeitszeit angerechnet. Abweichend 
von Satz 1 ist bei gleitender Arbeitszeit die 
auf diesen Tag entfallende durchschnittliche 
Arbeitszeit anzurechnen, wenn der ehren-
amtliche Feuerwehrangehörige den Zeitpunkt 
für die Ausübung des Ehrenamts nicht selbst 
bestimmen kann. Beträgt die Dauer der 
notwendigen Abwesenheit keinen ganzen 
Arbeitstag, wird die durch den Feuer-
wehrdienst verursachte Ausfallzeit auch 
während der Gleitzeit bis zur Höchstgren-
ze der auf diesen Tag entfallenden durch-
schnittlichen Arbeitszeit angerechnet, 
wenn der Feuerwehrangehörige glaubhaft 
macht, dass er zu dieser Zeit ohne den 
Feuerwehreinsatz gearbeitet hätte. Ent-
sprechendes gilt, wenn die Arbeit wegen der 
Teilnahme an Einsätzen, Übungen, Lehrgän-
gen oder sonstigen Veranstaltungen der 
Feuerwehr auf Anforderung der Gemeinde, 
bei Einsätzen auch wegen der zur Wieder-
herstellung der Arbeitsfähigkeit notwendigen 
Zeit, verspätet aufgenommen wird. 

(5) Die Absätze 2 bis 4 gelten für Beamte 
entsprechend. Abweichend von Absatz 2 
Satz 2 haben Arbeitnehmer und Beamte, 
die Aufgaben der unmittelbaren Gefah-
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gaben der Gefahrenabwehr wahrnehmen, 
entfällt die Pflicht zur Dienstleistung nur, 
soweit nicht die dringender hauptamtlicher 
Pflicht Erfüllung en vorrangig ist, und 

2. die Gemeinde hat vor der Teilnahme von 
Landesbeamten an Übungen, Lehrgängen 
oder sonstigen Veranstaltungen der Feu-
erwehr das Einvernehmen mit dem 
Dienstherrn herbeizuführen, das nur ver-
sagt werden darf, wenn dringende dienst-
liche Gründe entgegenstehen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
(5) Die Teilnahme an Übungen, Lehrgängen 
oder sonstigen Veranstaltungen der Feuer-
wehr, die auf Anforderung der Gemeinde 
während der Arbeitszeit erfolgen soll, hat der 
ehrenamtliche Feuerwehrangehörige dem 
Arbeitgeber oder Dienstherrn unverzüglich 
mitzuteilen. Übungen und sonstige Veranstal-
tungen der Feuerwehr sollen außerhalb der 
üblichen Arbeitszeiten durchgeführt werden. 

(6) Ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen, 
die nicht in einem Dienst- oder Arbeitsver-
hältnis stehen, wird der Verdienstausfall auf 
Antrag in Form eines pauschalierten Stun-
denbetrags ersetzt. 

(7) Die ehrenamtlichen Feuerwehrangehöri-
gen haben Anspruch auf Ersatz ihrer not-
wendigen baren Auslagen. Ehrenamtliche 
Feuerwehrangehörige, die ständig zu beson-
deren Dienstleistungen herangezogen wer-
den, haben anstelle eines Auslagenersatzes 
nach Satz 1 Anspruch auf angemessene 
Aufwandsentschädigung. Satz 2 gilt für die 
Heranziehung zu Einsätzen, bei denen auf-
grund des § 36 Kostenersatz geleistet wor-
den ist, und für die Heranziehung zu Sicher-
heitswachen aufgrund des § 33 oder anderer 
Vorschriften entsprechend; für die Heranzie-
hung zu anderen Einsätzen kann die Ge-
meinde eine Aufwandsentschädigung gewäh-
ren. Das Nähere, insbesondere die Voraus-
setzungen und die Höhe der Aufwandsent-
schädigung, bestimmt die Hauptsatzung. 
 
 

renabwehr wahrnehmen, insbesondere 
hauptamtlich oder hauptberuflich tätige 
Angehörige von Berufs- oder Werkfeuer-
wehren, Polizeivollzugsbeamte, Justiz-
vollzugsbedienstete und Beschäftigte im 
Rettungsdienst nur insoweit einen Frei-
stellungsanspruch, als nicht die Erfüllung 
dringender hauptamtlicher oder hauptbe-
ruflicher Pflichten vorrangig ist. Die Ge-
meinde hat vor der Teilnahme solcher 
Personen an Übungen, Lehrgängen oder 
sonstigen Veranstaltungen der Feuerwehr 
das Einvernehmen mit dem Arbeitgeber 
oder Dienstherrn herbeizuführen, das nur 
versagt werden darf, wenn dringende 
dienstliche Gründe entgegenstehen; eine 
grundsätzliche Untersagung der Teilnah-
me an Übungen, Lehrgängen und anderen 
Veranstaltungen der Feuerwehr ist nicht 
zulässig. 
(6) Die Teilnahme an Übungen, Lehrgängen 
oder sonstigen Veranstaltungen der Feuer-
wehr, die auf Anforderung der Gemeinde 
während der Arbeitszeit erfolgen soll, hat der 
ehrenamtliche Feuerwehrangehörige dem 
Arbeitgeber oder Dienstherrn unverzüglich 
mitzuteilen. Übungen und sonstige Veranstal-
tungen der Feuerwehr sollen außerhalb der 
üblichen Arbeitszeiten durchgeführt werden. 

(7) Ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen, 
die nicht in einem Dienst- oder Arbeitsver-
hältnis stehen, wird der Verdienstausfall auf 
Antrag in Form eines pauschalierten Stun-
denbetrags ersetzt.  
(8) Die ehrenamtlichen Feuerwehrangehö-
rigen haben Anspruch auf Ersatz ihrer 
notwendigen Auslagen. Ehrenamtliche 
Feuerwehrangehörige, die ständig zu be-
sonderen Dienstleistungen herangezogen 
werden, haben anstelle eines Auslagener-
satzes nach Satz 1 Anspruch auf ange-
messene Aufwandsentschädigung. Satz 2 
gilt für die Heranziehung zu Einsätzen, bei 
denen aufgrund des § 36 Kostenersatz 
geleistet worden ist, und für die Heranzie-
hung zu Sicherheitswachen aufgrund des 
§ 33 oder anderer Vorschriften entspre-
chend; für die Heranziehung zu anderen 
Einsätzen kann die Gemeinde eine Auf-
wandsentschädigung gewähren. Nachge-
wiesene Kosten für die Betreuung von 
Kindern oder pflegebedürftigen Angehö-
rigen werden auf Antrag ersetzt, sofern 
eine entgeltliche Betreuung während der 
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(8) Den ehrenamtlichen Feuerwehrangehöri-
gen wird Dienstkleidung unentgeltlich zur 
Verfügung gestellt; § 116 LBG gilt entspre-
chend. Die ehrenamtlichen Feuerwehrange-
hörigen sind von der Gemeinde über die ge-
setzliche Unfallversicherung hinaus zusätz-
lich gegen Dienstunfälle zu versichern; diese 
Versicherung muss sich auch auf Feuer-
wehrangehörige erstrecken, die nicht Arbeit-
nehmer sind. Für den Ersatz von Sachschä-
den und für die Haftung bei schuldhafter Ver-
letzung der Dienstpflichten finden die Best-
immungen des Beamtenstatusgesetzes und 
des Landesbeamtengesetzes über Ehrenbe-
amte entsprechende Anwendung. 

durch den Feuerwehrdienst bedingten 
Abwesenheit vom Haushalt oder während 
einer Arbeitsunfähigkeit infolge einer 
Krankheit, die durch den Feuerwehrdienst 
verursacht wurde, erforderlich ist; Be-
treuungskosten werden nicht für Zeiträu-
me ersetzt, in denen nach den Absätzen 2, 
5 und 7 Arbeitsentgelte oder Dienstbezü-
ge fortgezahlt oder Verdienstausfall er-
setzt werden. Ehrenamtliche Feuerwehr-
angehörige, die während des Erholungs-
urlaubs Lehrgänge von mehr als einem 
Tag Dauer insbesondere an der Feuer-
wehr- und Katastrophenschutzschule  
oder an vergleichbaren Einrichtungen be-
suchen oder hierfür Erholungsurlaub oder 
Freizeitausgleich von mehr als einem Ar-
beitstag in Anspruch nehmen, haben An-
spruch auf angemessene Aufwandsent-
schädigung, die sich am glaubhaft ge-
machten durchschnittlichen Entgelt oder 
sonstigen Einkommen der letzten drei 
Monate vor dem Erholungsurlaub oder 
Freizeitausgleich orientieren kann, wenn 
in der Hauptsatzung nichts anderes gere-
gelt ist; das Gleiche gilt, wenn glaubhaft 
gemacht wird, dass eine andere Person 
zur Betreuung von Kindern eines Feuer-
wehrangehörigen Erholungsurlaub oder 
Freizeitausgleich in Anspruch genommen 
hat. Die Gemeinde kann den ehrenamtli-
chen Feuerwehrangehörigen weitere Ver-
günstigungen gewähren, insbesondere 
bei der Nutzung kommunaler Einrichtun-
gen im Rahmen einer Ehrenamtskarte; § 
94 Abs. 2 der Gemeindeordnung findet 
keine Anwendung. Das Nähere, insbeson-
dere die Höhe der Aufwandsentschädi-
gung, bestimmt die Hauptsatzung. 
(9) Die Gemeinden sind verpflichtet, 
1. den ehrenamtlichen Feuerwehrangehö-

rigen Dienstkleidung unentgeltlich zur 
Verfügung zu stellen; § 116 LBG gilt 
entsprechend, 

2. die ehrenamtlichen Feuerwehrangehö-
rigen über die gesetzliche Unfallversi-
cherung hinaus zusätzlich gegen 
Dienstunfälle zu versichern; diese Ver-
sicherung muss sich auch auf Feuer-
wehrangehörige erstrecken, die nicht 
Arbeitnehmer sind, 

3. den ehrenamtlichen Feuerwehrangehö-
rigen Sachschäden einschließlich ver-
lorener Gegenstände mit Ausnahme 
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(9) Die ehrenamtlichen Feuerwehrangehöri-
gen in den Landkreisen mit hauptamtlichen 
Kreisfeuerwehrinspekteuren sowie in den 
Gemeinden mit hauptamtlichen Wehrleitern 
wählen zur Wahrnehmung ihrer Interessen 
jeweils einen Feuerwehrobmann. Die Wahl 
erfolgt auf die Dauer von zehn Jahren; Wie-
derwahl ist möglich. 
 

von Wertgegenständen, insbesondere 
Schmuck und besonders wertvolle Uh-
ren, zu ersetzen, die in Ausübung des 
Dienstes einschließlich der Wege vom 
und zum Dienst ohne Vorsatz und gro-
be Fahrlässigkeit entstanden sind, so-
weit nicht Dritte Ersatz leisten oder auf 
andere Weise von Dritten Ersatz geleis-
tet werden kann; Leistungen nach § 13 
des Siebten Buches Sozialgesetzbuch 
– Gesetzliche Unfallversicherung – (Ar-
tikel 1 des Gesetzes vom 7. August 
1996, BGBl. I S. 1254) in der jeweils gel-
tenden Fassung gehen diesem An-
spruch vor. 

(10) Für die Haftung bei schuldhafter Ver-
letzung der Dienstpflichten finden im Üb-
rigen die Bestimmungen des Beamtensta-
tusgesetzes und des Landesbeamtenge-
setzes in der jeweils geltenden Fassung 
entsprechende Anwendung; ehrenamtli-
che Feuerwehrangehörige haben dem 
Aufgabenträger, für den sie tätig wurden, 
nur dann den aus einer Pflichtverletzung 
entstandenen Schaden zu ersetzen, wenn 
sie vorsätzlich die ihnen obliegenden 
Pflichten verletzen. Für alle ehrenamtli-
chen Funktionsträger gilt § 49 LBG ent-
sprechend. 
(11) Die ehrenamtlichen Feuerwehrange-
hörigen werden unentgeltlich ausgebildet. 
Verursacht eine Ausbildung, insbesonde-
re zum Erwerb einer Fahrerlaubnis, der 
Gemeinde besondere Kosten und kann 
die hierdurch vermittelte Erlaubnis auch 
außerhalb des Feuerwehrdienstes ver-
wendet werden, kann die Gemeinde mit 
dem Feuerwehrangehörigen vereinbaren, 
dass die Ausbildungskosten anteilig zu 
erstatten sind, wenn der Feuerwehrange-
hörige nach Abschluss der Ausbildung 
nicht mindestens fünf Jahre bei dieser 
Feuerwehr oder einer anderen Feuerwehr 
Einsatzdienst leistet. 
(12) Die ehrenamtlichen Feuerwehrangehöri-
gen in den Landkreisen mit hauptamtlichen 
Kreisfeuerwehrinspekteuren sowie in den 
Gemeinden mit hauptamtlichen Wehrleitern 
wählen zur Wahrnehmung ihrer Interessen 
jeweils einen Feuerwehrobmann. Die Wahl 
erfolgt auf die Dauer von zehn Jahren; Wie-
derwahl ist möglich. 
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§§ 14 - § 35 
 
 

§ 36 
Kostenersatz 

(1) Die Aufgabenträger können Ersatz der 
ihnen durch die Einsatzmaßnahmen entstan-
denen Kosten verlangen 
 
 
 

1.  von dem Verursacher, wenn er die Gefahr 
oder den Schaden vorsätzlich oder grob 
fahrlässig herbeigeführt hat, 

2.  von dem Fahrzeughalter, wenn die Gefahr 
oder der Schaden beim Betrieb von Kraft-, 
Schienen-, Luft- oder Wasserfahrzeugen 
entstanden ist, 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3.  von Unternehmen, wenn die Kosten der 

Abwehr von Gefahren nach § 1 Abs. 1 
dienten, soweit es sich dabei um besonde-
re Gefahren handelt, die bei Betriebsstö-
rungen und Unglücksfällen für Menschen 
oder Sachen in der Umgebung entstehen 
können, 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

unverändert 
 
 

§ 36 
Kostenersatz 

(1) Die Aufgabenträger können durch Leis-
tungsbescheid Kostenersatz für die Ihnen 
durch die Einsatzmaßnahmen entstande-
nen Kosten geltend machen, wobei § 94 
Abs. 2 der Gemeindeordnung keine An-
wendung findet: 
1. von dem Verursacher, wenn er die Gefahr 

oder den Schaden vorsätzlich oder grob 
fahrlässig herbeigeführt hat, 

2. von dem Fahrzeughalter, Eigentümer, 
Besitzer oder sonstigen Nutzungsbe-
rechtigten, wenn die Gefahr oder der 
Schaden beim Betrieb von Kraftfahr-
zeugen, Anhängerfahrzeugen, Sattel-
aufliegern einschließlich der auf einem 
Fahrzeug verlasteten Großraumbehäl-
ter, Schienen-, Luft- oder Wasserfahr-
zeugen entstanden ist; dies gilt auch, 
wenn die Alarmierung über ein automa-
tisches Notrufsystem erfolgte, selbst 
wenn kein Einsatz der Feuerwehr oder 
einer anderen Hilfsorganisation erfor-
derlich wurde, 

3.  von Unternehmen, wenn die Kosten der 
Abwehr von Gefahren nach § 1 Abs. 1 
dienten, soweit es sich dabei um be-
sondere Gefahren insbesondere bei 
kerntechnischen Anlagen oder Betrie-
ben im Sinne des § 5a Abs. 1 Satz 1 
handelt, die bei Betriebsstörungen und 
Unglücksfällen für Menschen oder Sa-
chen in der Umgebung entstehen kön-
nen, insbesondere großräumige Warn-
maßnahmen außerhalb des Betriebs 
oder Evakuierungsmaßnahmen erfor-
derlich machen, 

4. von Unternehmen für den Einsatz von 
Sonderlösch- und Sondereinsatzmit-
teln, für die verbrauchte Messausstat-
tung, für verbrauchte oder beschädigte 
persönliche Schutzausrüstung sowie 
unbeschadet anderer Rechtsvorschrif-
ten für die Entsorgung kontaminierten 
Löschwassers sowie die durch konta-
miniertes Löschwasser verursachten 
Folgeschäden bei Bränden oder ande-
ren Gefahren in Industrie- oder Gewer-
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4.  von dem Eigentümer, Besitzer oder sons-
tigen Nutzungsberechtigten, wenn die Ge-
fahr oder der Schaden beim Betrieb einer 
Ölfeuerungs- oder Öltankanlage entstan-
den ist, soweit es sich nicht um Brände 
handelt, 

5.  von demjenigen, der wider besseres Wis-
sen oder in grob fahrlässiger Unkenntnis 
der Tatsachen die Feuerwehr oder andere 
Hilfsorganisationen alarmiert, 

6.  von dem Eigentümer, Besitzer oder Be-
treiber einer Brandmeldeanlage, wenn 
diese einen Falschalarm auslöst. 

 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Die Aufgabenträger können von Unter-
nehmen auch Ersatz der Kosten für Ausrüs-
tungsgegenstände und Übungen verlangen, 
die zur Gewährleistung vorbeugender und 
abwehrender Maßnahmen gegen Gefahren 
nach § 1 Abs. 1 erforderlich sind, soweit es 
sich dabei um besondere Gefahren handelt, 
die bei Betriebsstörungen und Unglücksfällen 
für Menschen oder Sachen in der Umgebung 
entstehen können. 
 
 
 
 
 
 

bebetrieben oder in deren Umgebung; 
eine Kostenpflicht besteht nicht bei 
Bränden oder anderen Gefahren in Bü-
rogebäuden und ähnlichen Räumen, 
die insbesondere außerhalb der Pro-
duktions- oder Lagerungsbereiche ge-
legen sind und von denen keine be-
sonderen Gefahren ausgehen, 

5. von Unternehmen, Lagerern und 
Transporteuren, wenn die Gefahr oder 
der Schaden beim Umgang mit Gefahr-
stoffen, Explosivstoffen oder wasser-
gefährdenden Stoffen für gewerbliche 
oder militärische Zwecke einschließlich 
der Lagerung und des Transports ent-
stand, beim Umgang mit Explosivstof-
fen von jedermann, 

6. von dem Eigentümer, Besitzer oder sons-
tigen Nutzungsberechtigten, wenn die Ge-
fahr oder der Schaden beim Betrieb einer 
Ölfeuerungs- oder Öltankanlage entstan-
den ist, soweit es sich nicht um Brände 
handelt, 

7. von demjenigen, der wider besseres Wis-
sen oder in grob fahrlässiger Unkenntnis 
der Tatsachen die Feuerwehr oder andere 
Hilfsorganisationen alarmiert, 

8.  von dem Eigentümer, Besitzer oder Be-
treiber einer Brandmeldeanlage, wenn 
diese einen Falschalarm auslöst, 

9. von den Sanitätsorganisationen, einer 
anderen im Rettungsdienst tätigen Ein-
richtung oder einem Unternehmer, der 
Notfall- oder Krankentransport betreibt, 
wenn diese die Feuerwehr zur Unter-
stützung bei rettungsdienstlichen Auf-
gaben anfordern. 

(2) Die Aufgabenträger können von Unter-
nehmen auch Ersatz der Kosten insbeson-
dere für 
1. Ausrüstungsgegenstände,  
2. Sirenen, andere Warnanlagen und  

-systeme,  
3. Kommunikationssysteme und Informa-

tionstechnik,  
4. Medikamente, besonders Kaliumiodid-

tabletten zur Jodblockade, und  
5. Übungen 
verlangen, die zur Gewährleistung vorbeu-
gender und abwehrender Maßnahmen ge-
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(3) § 3 Abs. 2 Satz 1, auch in Verbindung mit § 
4 Abs. 3 und § 5 Abs. 2, findet hinsichtlich der 
Geltendmachung des Kostenersatzes keine 
Anwendung. Wird ein Aufgabenträger nach § 
2 Abs. 1 in einem anderen Zuständigkeitsbe-
reich oder werden mehrere Aufgabenträger 
tätig, kann der für die Einsatzmaßnahmen 
örtlich zuständige Aufgabenträger des Brand-
schutzes und der Allgemeinen Hilfe im Einver-
nehmen mit den anderen Aufgabenträgern 
auch Ersatz der diesen Aufgabenträgern ent-
standenen Kosten verlangen. Soweit die ande-
ren Aufgabenträger Satzungen nach Absatz 4 
erlassen haben, können diese bezüglich ihrer 
Kosten auch außerhalb des örtlichen Zustän-
digkeitsbereichs dieser Aufgabenträger ange-
wendet werden. Die vereinnahmten Beträge 
sind an die anderen Aufgabenträger anteilig 
abzuführen, soweit sich aus einer Vereinba-
rung zwischen den Aufgabenträgern nichts 
anderes ergibt. Gerichtliche und außergericht-
liche Kosten sind anteilig zwischen den Auf-
gabenträgern aufzuteilen. 

(4) Die kommunalen Aufgabenträger können 
den Kostenersatz durch Satzung regeln und 

gen Gefahren nach § 1 Abs. 1 erforderlich 
sind, soweit es sich dabei um besondere 
Gefahren vor allem bei kerntechnischen 
Anlagen oder Betrieben im Sinne des § 5a 
handelt, die bei Betriebsstörungen und 
Unglücksfällen für Menschen oder Sachen 
in der Umgebung entstehen können, ins-
besondere großräumige Warnmaßnahmen 
außerhalb des Betriebs oder Evakuie-
rungsmaßnahmen erforderlich machen 
können. 
(3) Eine Kostenpflicht nach Absatz 1 und 
2 besteht auch, wenn die Gefahr in einem 
anderen Land der Bundesrepublik 
Deutschland entsteht oder entstehen 
kann und Maßnahmen des Brand- und 
Katastrophenschutzes auf dem Gebiet 
des Landes Rheinland-Pfalz erforderlich 
macht oder machen kann. 
(4) Mehrere zum Kostenersatz Verpflichtete 
schulden als Gesamtschuldner. §§ 421 bis 
423 und 426 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs finden mit der Maßgabe entspre-
chende Anwendung, dass im Verhältnis 
zwischen den Gesamtschuldnern ein we-
gen Verschuldens Kostenpflichtiger vor 
einem aus Gefährdungshaftung Kosten-
pflichtigen verpflichtet ist.  
(5) § 3 Abs. 2 Satz 1, auch in Verbindung mit 
§ 4 Abs. 3 und § 5 Abs. 2, findet hinsichtlich 
der Geltendmachung des Kostenersatzes kei-
ne Anwendung. Wird ein Aufgabenträger nach 
§ 2 Abs. 1 in einem anderen Zuständigkeitsbe-
reich oder werden mehrere Aufgabenträger 
tätig, kann der für die Einsatzmaßnahmen 
örtlich zuständige Aufgabenträger des Brand-
schutzes und der Allgemeinen Hilfe im Einver-
nehmen mit den anderen Aufgabenträgern 
auch Ersatz der diesen Aufgabenträgern ent-
standenen Kosten verlangen. Soweit die an-
deren Aufgabenträger Satzungen nach Absatz 
6 erlassen haben, können diese bezüglich 
ihrer Kosten auch außerhalb des örtlichen 
Zuständigkeitsbereichs dieser Aufgabenträger 
angewendet werden. Die vereinnahmten Be-
träge sind an die anderen Aufgabenträger an-
teilig abzuführen, soweit sich aus einer Ver-
einbarung zwischen den Aufgabenträgern 
nichts anderes ergibt. Gerichtliche und außer-
gerichtliche Kosten sind anteilig zwischen den 
Aufgabenträgern aufzuteilen. 

(6) Die kommunalen Aufgabenträger können 
den Kostenersatz durch Satzung regeln und 
hierbei Pauschalbeträge festsetzen. Dies gilt 
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hierbei Pauschalbeträge festsetzen. Dies gilt 
auch in den Fällen des § 3 Abs. 2 Satz 1, des 
§ 4 Abs. 3 und des § 5 Abs. 2. Das Kommu-
nalabgabengesetz vom 20. Juni 1995 (GVBl. 
S. 175, BS 610-10) in der jeweils geltenden 
Fassung findet entsprechende Anwendung. 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

auch in den Fällen des § 3 Abs. 2 Satz 1, des 
§ 4 Abs. 3 und des § 5 Abs. 2. Das Kommu-
nalabgabengesetz (KAG) vom 20. Juni 1995 
(GVBl. S. 175, BS 610-10) in der jeweils gel-
tenden Fassung findet entsprechende Anwen-
dung, soweit sich aus den Absätzen 7 und 8 
nichts anderes ergibt.  
(7) Der Kostenersatz darf höchstens so 
bemessen werden, dass die nach be-
triebswirtschaftlichen Grundsätzen insge-
samt ansatzfähigen Kosten gedeckt wer-
den. Für die Kostenrechnung sowie für die 
Berechnung der Verzinsung und der Ab-
schreibungen gilt § 8 KAG mit der Maßgabe 
entsprechend, dass die Pauschalierung 
aufgrund einer sparsamen und wirtschaft-
lichen Betriebsführung unter Berücksichti-
gung einer auf die nächsten zwei Jahre 
gerichteten prognostischen Kostenbe-
trachtung erfolgt. Zu den Kosten gehören 
auch 
1. die angemessene Verzinsung des ge-

samten aufgewandten Anlagenkapitals 
für Feuerwehrhäuser, Feuerwehrfahr-
zeuge und -geräte einschließlich der er-
haltenen Zuwendungen, 

2. angemessene Abschreibungen, die 
nach den Anschaffungs- und Herstel-
lungswerten zu bemessen sind, 

3. Verwaltungskosten einschließlich eines 
Gemeinkostenzuschlags, 

4. sonstige Vorhaltekosten, insbesondere 
für feuerwehrbezogene bauliche Anla-
gen und sonstige Einrichtungen sowie 
für die Ausbildung der Einsatzkräfte. 

(8) Bei der Pauschalierung ist folgendes zu 
beachten: 
1. Die Vorhaltekosten für Feuerwehrhäu-

ser, -fahrzeuge und -geräte können auf 
der Grundlage der im gewerblichen Be-
reich üblichen Nutzungszeiten berech-
net werden.  

2. Die Vorhaltekosten für Gebäude und 
Anlagen sind einschließlich eines Zu-
schlags für Führungs- und Verwaltungs-
räume (insbesondere Feuerwehr-
Einsatzzentrale, Ausbildungsräume), 
Lager-, Werkstatt- und Servicebereiche 
im Verhältnis zu den Stellflächen auf die 
Feuerwehrfahrzeuge umzulegen. 

3. Die pauschalierten Personalkosten kön-
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nen auf der Grundlage insbesondere der 
vom Statistischen Bundesamt festge-
stellten durchschnittlichen Bruttolohn-
beträge von Arbeitnehmern zuzüglich 
eines Zuschlags für Gemeinkosten (ins-
besondere für Kosten der medizini-
schen Untersuchung, Reisekostenver-
gütungen, Aus- und Fortbildungskos-
ten, Dienst- und Schutzkleidung, Beiträ-
ge zur gesetzlichen Unfallversicherung, 
Zusatzversicherung nach § 13 Abs. 10 
Nr. 2, Haftpflichtversicherung und 
Rechtsschutzversicherung) berechnet 
werden, der 10 v.H. des durchschnittli-
chen Bruttolohnbetrags nicht überstei-
gen darf, sowie eines Zuschlags für die 
tatsächlich gewährte Aufwandsent-
schädigung nach § 13 Abs. 9 Satz 3. 
Sollen in der Satzung darüber hinaus-
gehende Personalkosten festgelegt 
werden, sind die tatsächlichen auf das 
Personal bezogenen Einsatzkosten über 
einen Zeitraum von mindestens zwei 
Jahren zu ermitteln; die Ermittlung ist in 
Zeitabständen von höchstens fünf Jah-
ren zu wiederholen. 

4. Kosten, die sich insbesondere wegen 
fehlender vorheriger Berechenbarkeit 
nicht für eine Pauschalierung eignen, 
insbesondere Kosten für den Einsatz 
von Hilfe leistenden Werkfeuerwehren, 
anderen Hilfsorganisationen oder ande-
ren Hilfe oder Amtshilfe leistenden Ein-
richtungen, Betrieben oder Organisatio-
nen, können neben den Pauschalbeträ-
gen geltend gemacht werden. 

(9) Die Erhebung von Gebühren und Ent-
gelten für andere Dienstleistungen der 
Aufgabenträger, insbesondere Sicher-
heitswachen, und Leistungen, die über 
die in diesem Gesetz genannten Pflicht-
aufgaben der Selbstverwaltung hinaus-
gehen, insbesondere freiwillige Hilfeleis-
tungen außerhalb der Gefahrenabwehr, 
bleibt unberührt. Bei Amtshilfeleistungen 
richtet sich der Kostenersatz nach § 8 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes. 
(10) Von dem Ersatz der Kosten oder der 
Erhebung von Gebühren oder Entgelten 
kann ganz oder teilweise abgesehen wer-
den, soweit dies nach Lage des Einzelfal-
les eine unbillige Härte wäre oder auf-
grund öffentlichen Interesses gerechtfer-
tigt ist. 
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§§ 37 bis 45 
 

(11) Der Anspruch auf Kostenersatz un-
terliegt einer Festsetzungs- und Zah-
lungsverjährung von jeweils fünf Jahren. 
Die Festsetzungsverjährung beginnt mit 
Ablauf des Jahres, in dem der Anspruch 
entstanden ist. Die Zahlungsverjährung 
beginnt mit Ablauf des Jahres, in dem der 
Anspruch bestandskräftig wurde oder 
rechtskräftig festgestellt wurde. § 20 Abs. 
2 bis 6 des Landesgebührengesetzes vom 
3. Dezember 1974 (GVBl. 1974, 578, BS 
2013-1) in der jeweils geltenden Fassung 
findet entsprechend Anwendung. 

 

unverändert 
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